
Homeo�  ce – 
mit Betriebsrat
��•��  	�� Aus den Augen, aus dem Sinn? Das denkt 
vielleicht mancher, wenn es um die Arbeit im Homeo�  ce 
und die Rechte des Betriebsrats geht. Aber der Betriebsrat 
hat auch dort mitzureden.
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�.� Begri�sklärungen und 
Unterscheidungen sind 
bei mobiler Arbeit wich-
tig, weil verschiedene 
rechtliche Folgen davon 
abhängen. 

�.� Als Oberbegri� für 
die Arbeit von daheim 
wird oft »Homeo�ce« 
verwandt. Der Betriebsrat 
hat dabei viele Mitbe-
stimmungsrechte. 

�.� Der Betriebsrat sollte 
sich bereits bei der Pla-
nung von Arbeitsplätzen 
einschalten und die Be-
dingungen für das Home-
o�ce so mit gestalten.  

D
er erste Schritt für den Betriebsrat 
beim Thema Homeo�ce ist die 
Auseinandersetzung mit verschie -
denen Begri�en, die in diesem 

Zusammenhang oft fallen. Hier stellt sich vor 
allem die Frage der rechtlichen Einordnung, 
aus der sich dann auch die Mitbestimmungs -
möglichkeiten ableiten lassen:

Was unterscheidet Telearbeit, Heimarbeit, 
mobile Arbeit und Homeo�ce? 

Der Begri� Telearbeit �ndet sich einerseits in 
§ 5 Abs. 1 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG). 
Arbeitnehmer im Sinne des BetrVG sind da -
nach auch die, die in Telearbeit beschäftigt 
werden. Telearbeit im Sinne des BetrVG meint 
Tätigkeiten im Rahmen eines Arbeitsverhält -
nisses, die mit einer gewissen Regelmäßigkeit 
außerhalb des Betriebs und mithilfe von Infor -
mations- und/oder Kommunikationstechniken 
erbracht werden. • Bei der sogenannten alter-
nierenden Telearbeit werden Beschäftigte zu-
sätzlich im Betrieb tätig. •  Telearbeit im Sinne 
des BetrVG ist sehr weit gefasst und umfasst 
damit auch die Tätigkeit von zu Hause.

Im Arbeitsschutzrecht ist Telearbeit ande -
rerseits jetzt ausdrücklich in § 2 Abs. 7 Arbeits-
stättenverordnung (ArbStättV) geregelt. Die 
De�nition ist sehr eng. Die Voraussetzungen 
für Telearbeitsplätze sind nach der ArbStättV:
 · vom Arbeitgeber fest eingerichtete Bild -

schirmarbeitsplätze
 · im Privatbereich der Beschäftigten
 · Festlegung einer mit den Beschäftigten ver -

einbarten wöchentlichen Arbeitszeit
 · Festlegung der Dauer der Einrichtung der 

Bildschirmarbeitsplätze.

»Einrichtung« bedeutet: Arbeitgeber und Be -
schäftigte haben die Bedingungen der Telear-
beit arbeitsvertraglich oder im Rahmen einer 
Vereinbarung (zum Beispiel Betriebsvereinba -
rung) festgelegt und der Arbeitgeber oder eine 
beauftragte Person stellen die benötigte Aus -
stattung bereit und installieren sie. 

Außerdem gibt es die Heimarbeit. Rege -
lungen hierzu �nden sich insbesondere im 
Heimarbeitsgesetz (HAG). Heimarbeiter sind 
von ihrem Auftraggeber wirtschaftlich abhän -
gig und auch schutzbedürftig, können aber 
im Unterschied zu Arbeitnehmern persönlich 
selbstständig sein und die Art und Weise der 
Erledigung der Arbeit und die Einteilung selbst 

1 DKKW, Betriebsverfassungsgesetz, 15. Aufl., § 5 Rdnr. 41 ff.; Fit-
ting, Betriebsverfassungsgesetz, 28. Aufl., § 5 Rdnr. 194 ff. 

2 Fitting, Betriebsverfassungsgesetz, 28. Aufl., § 5 Rdnr. 197. 
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Mobile Arbeit
Für die Einordnung nach 
dem BetrVG handelt es 
sich um Telearbeit in 
Form der sogenannten 
mobilen Telearbeit. 
Üblicherweise wird unter 
mobiler Arbeit als Ober-
begri� die Tätigkeit von 
unterwegs verstanden 
und kann auch die Arbeit 
von zu Hause erfassen. 
Davon zu unterscheiden 
ist der Begri� der Telear-
beit nach der ArbStättV 
mit einem fest eingerich-
teten Bildschirmarbeits-
platz. Weitere Regelun-
gen explizit zu mobiler 
Arbeit �nden sich nicht in 
gesetzlichen Regelungen.

Homeo�ce
Der Begri� Homeo�ce 
�ndet sich nirgendwo im 
Gesetz. Es ist lediglich ein 
englischer Ausdruck der 
im Deutschen als Ober-
begri� für die Arbeit von 
zu Hause übernommen 
wurde. 

bestimmen. Sie sind deshalb im Arbeitsrecht 
sogenannte arbeitnehmerähnliche Personen. 
Für die betriebsverfassungsrechtliche Einord -
nung als Arbeitnehmer im Sinne des BetrVG 
macht das aber keinen Unterschied. Auch für 
sie ist der Betriebsrat zuständig, wenn sie in 
der Hauptsache für den Betrieb arbeiten.

Was ist in Abgrenzung dazu mobile Arbeit? 
Für die Einordnung nach dem BetrVG handelt 
es sich um Telearbeit in Form der sogenannten 
mobilen Telearbeit. Üblicherweise wird unter 
mobiler Arbeit als Oberbegri� die Tätigkeit von 
unterwegs verstanden und kann auch die Arbeit 
von zu Hause erfassen, die gerade nicht Tele -
arbeit im engen Verständnis der ArbStättV ist. 
Weitere Regelungen explizit zu mobiler Arbeit 
�nden sich in gesetzlichen Regelungen nicht .

Der Begri� Homeo�ce dagegen �ndet sich 
gar nicht in einer gesetzlichen Regelung. Es ist 
letztlich nur ein Anglizismus und Oberbegri� 
für die Arbeit von zu Hause. Unter Homeo�ce 
wird üblicherweise die Telearbeit verstanden, 
die zu Hause ausgeführt wird, typischerweise 
auch in abhängiger Beschäftigung. Homeof -
�ce in diesem Artikel soll dementsprechend 
die »häusliche Telearbeit« bezeichnen, die in 
Form der alternierenden Telearbeit oder der 
mobilen Arbeit von zu Hause erbracht wird.

Was kann der Betriebsrat bei einem  
Homeo�ce gestalten?

Zunächst ist eine sorgsame Analyse des Ist-Zu-
stands sinnvoll. Nicht selten gibt es, geduldet 
oder einzelvertraglich zugestanden, bereits 
Möglichkeiten einzelner Beschäftigter, von zu 
Hause aus zu arbeiten. 

Der Sinn und Zweck von Arbeit im Homeof-
�ce sollte bestimmt werden: Aus Beschäftigten-
sicht kann Homeo�ce positiv dazu beitragen, 
dass Beschäftigte eine höhere Arbeitszeitsou -
veränität und eine bessere Vereinbarkeit von 
Familie, Beruf und Freizeit leben können und 
ihren Arbeitgeber dadurch attrakiver �nden. 
Daran orientiert sollte bei einer betrieblichen 
Regelung die Freiwilligkeit im Vordergrund ste -
hen und auf eine gute Anbindung an den Be-
triebsalltag geachtet werden. Eine intensivere 
Überwachung von Verhalten und Leistung soll -
te dagegen nicht statt�nden. 

Eine Gefahr muss der Betriebsrat dabei 
im Auge behalten: Für Arbeitszeitsouveränität 
sind bestimmte Regeln nötig, damit nicht zu 
viel gearbeitet wird und es nicht zu Arbeitszeit -

verstößen kommt. Ziel ist es nicht, die gängige 
Praxis zu legalisieren, dass Beschäftigte sechs 
Stunden im Büro und täglich abends noch 
fünf Stunden von zu Hause arbeiten. Um das 
zu vermeiden, ist eine intensive inhaltliche De -
batte erforderlich�– und zwar darüber, mit wel-
chem zeitlichen Umfang und unter welchen 
Bedingungen Homeo�ce möglich sein soll. 
Ein Beispiel: 20 Prozent der Arbeitszeit oder 
eine Zeit nach Belieben kann als Home o�ce-
Zeit festgelegt werden. Natürlich müssen die 
Regelungen des Arbeitszeitgesetzes, der Tarif-
verträge und von Betriebsvereinbarungen ein-
gehalten werden. 

Welche Rechte hat der Betriebsrat? 

Der Betriebsrat hat eine Vielzahl von Rechten, 
die er heranziehen kann (siehe dazu Überblick 
im Kasten auf Seite 13). 

Welche Informationen kann der  
Betriebsrat verlangen? 

Grundlage guter Betriebsratsarbeit ist eine 
gute Informationslage. Über den allgemeinen 
Unterrichtungsanspruch (§ 80 BetrVG) kann 
der Betriebsrat eine Vielzahl von Informatio -
nen vom Arbeitgeber verlangen. Dazu gehören 
zum Beispiel Antworten auf folgende Fragen:
 · Wie viele Beschäftigte arbeiten in welchen 

Arbeitszeitmodellen?
 · Welche Beschäftigten haben Arbeitsmittel, 

die ihnen mobile Arbeit ermöglicht?
 · Welche Beschäftigten arbeiten bereits� – 

eventuell auch nur geduldet�– von zu Hause?
 · Wie sehen die Gefährdungsbeurteilungen 

für diese Tätigkeiten aus?

Die für die Betriebsratsarbeit erforderlichen 
Unterlagen muss der Arbeitgeber dem Be -
triebsrat zur Verfügung stellen (§ 80 Abs. 2 
Satz 2 BetrVG). Darüber hinaus kann der 
Betriebsrat natürlich in persönlichen Gesprä -
chen oder auch über eine Beschäftigtenbefra-
gung• ein Stimmungsbild erheben (zum Bei-
spiel Zufriedenheit mit der Arbeitszeitregelung 
mit Blick auf die Vereinbarkeit von Familie, 
Beruf und Freizeit). Dabei dürfen nach der 
Rechtsprechung der Betriebsablauf und der 
Betriebsfrieden nicht gestört werden. Je nach 
Ausgestaltung ist es sinnvoll, die Befragung au -
ßerhalb der Arbeitszeit (etwa in Pausen oder 
nach der Arbeit) durchführen zu lassen.

3 BAG 8.2.1977 – 1 ABR 82/74.
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Welche Rechte des Betriebsrats  
sind erzwingbar? 

Die erzwingbaren Mitbestimmungsrechte bei 
den sozialen Angelegenheiten (§ 87 BetrVG) 
bieten dem Betriebsrat die weitreichendsten 
Möglichkeiten, hier eventuell eine Regelung 
über die Einigungsstelle zu erzwingen. Der 
Arbeitgeber kann auch von sich aus keine Re -
gelung ohne Mitwirkung des Betriebsrats (in 
Verhandlungen oder Einigungsstelle) einfüh -
ren. Bei Missachtung hat der Betriebsrat einen 
Unterlassungsanspruch. Bei folgenden Fragen 

hat der Betriebsrat beim Thema Homeo�ce 
nach § 87 BetrVG mitzubestimmen:

 · Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit 
und der Verteilung auf die Wochentage 
(Nr. 2): Das umfasst auch die Arbeitszeitmo -
delle wie Gleitzeit und Vertrauensarbeits-
zeit, natürlich unter Berücksichtigung tarif-
licher Regelungen

 · vorübergehende Verkürzung oder Verlänge -
rung der betriebsüblichen Arbeitszeit (Nr. 3) 

 · bei technischen Einrichtungen, etwa jeder 
Einführung oder Änderung einer Zeiterfas -
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Vorü-
bergehende 

Verkürzung oder 
Verlängerung der 

Arbeitszeit  
(§ 87 Abs. 1 Nr. 3)

Änderung des 
Arbeits ablaufs 

und des Arbeits-
verfahrens 

(§ 90 Abs. 1  Nr. 3)

Unterlassungs-
anspruch bei grober 
P•ichtverletzung  

(§ 23 Abs. 3 BetrVG)

Regelungen 
zu Beginn und 

Ende der täglichen 
Arbeitszeit  

(§ 87 Abs. 1 Nr. 2)

Möglich: 
Beschäftigten-

befragung durch-
führen ohne Störung 
des Arbeits ablaufs 
und des Betriebs-

friedens

Beendigung 
von Homeo�ce 
als Versetzung 

(§ 99)

Regelungen über 
die Verhütung von 

Unfällen und Berufs-
krankheiten sowie über 

Gesundheitsschutz  
(§ 87 Abs. 1 Nr. 7)

Planung der  
Arbeitsplätze  

(§ 90 Abs. 1 Nr. 4 
BetrVG)

Immer wenn es 
um eine technische 

Einrichtung (z. B. Zeit-
erfassungssoftware) 
geht, die zur Über-

wachung geeignet ist  
(§ 87 Abs. 1 Nr. 6)Erzwingung 

von Maßnahmen 
per Einigungs stelle, 
wenn Änderungen in 

 besonderer Weise 
belas tend sind   

(§ 91)

Allgemeiner 
Unterrichtungsan-
spruch zu Arbeits-

zeitregelungen  
(§ 80)

Mit-
bestimmung 
bei Auswahl-
richtlinien  

(§ 95)
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sungssoftware oder sogenannter Kollabora-
tionssoftware (Software, mit der Menschen 
über das Netz verteilt an einem Projekt 
zusammenarbeiten oder in Gruppen kom -
munizieren können), wenn eine Überwa-
chung der Beschäftigten auch nur möglich 
erscheint (Nr. 6) 

 · und bei Fragen des Arbeitsschutzes im Rah -
men gesetzlicher Regelungen oder Unfall-
verhütungsvorschriften (Nr. 7). 

Wie sieht die Mitbestimmung  
im Arbeitsschutz aus? 

Bei Homeo�ce gilt: Der Betriebsrat hat bei 
der Gefährdungsbeurteilung und der Unter -
weisung (siehe dazu Artikel auf S. 50) mitzube-
stimmen •  und hier sind die Homeo�ce-Bedin-
gungen zu berücksichtigen. 

Folgende arbeitsschutzrechtlichen Rege -
lungen sind zu beachten: Im engen Rahmen 
des § 2 Abs. 7 ArbStättV gelten die in der 
ArbStättV getro�enen Regelungen für Bild -
schirmarbeitsplätze im Privatbereich (zum 
Beispiel regelmäßige Erholungszeiten). Diese 
Regelungen gelten aber nur für Ausnahmefälle 

der Arbeit von zu Hause, die gerade nicht die 
Regel sind� – nämlich fest eingerichtete Tele -
arbeitsplätze: Dort, wo die Regelungen nicht 
greifen, also für nur gelegentliches Arbeiten 
von zu Hause, ohne fest vom Arbeitgeber ein -
gerichtete Arbeitsplätze, ist es umso wichtiger, 
Regelungen in Betriebsvereinbarungen zu -
gunsten der Beschäftigten zu tre�en, um ein 
ähnliches Schutzniveau zu erreichen.    Dort, 
wo sie aber gelten, können Betriebsräte eine 
Überprüfung der Gefährdungsbeurteilung und 
der Unterweisung angesichts der Neuregelun -
gen der ArbStättV verlangen. ­  

Und die Regelungen der Betriebssicher -
heitsverordnung (BetrSichV) müssen eingehal-
ten werden: Der Arbeitgeber darf nur solche 
Arbeitsmittel zur Verfügung stellen und ver -
wenden lassen, die unter Berücksichtigung der 
vorgesehenen Einsatzbedingungen bei der Ver -
wendung sicher sind. Die Arbeitsmittel müs-
sen für die Art der auszuführenden Arbeiten 
geeignet sein, so dass Gefährdungen so gering 
wie möglich sind (§ 5 Abs. 1 BetrSichV). Auch 
bei von Beschäftigten eingebrachten Arbeits -
mitteln (Stichwort: »Bring your own device«) € 
muss der Arbeitgeber dafür sorgen, dass Be-
schäftigte nur solche verwenden, die vom Ar-
beitgeber zur Verfügung gestellt oder deren 
Verwendung ihnen ausdrücklich gestattet wur -
den (§ 5 Abs. 4 BetrSichV). Der Arbeitgeber 
muss auch bei mitgebrachten Arbeitsmitteln 
dafür sorgen, dass ergonomische Anforderun -
gen erfüllt werden. ‚  

Bei Tätigkeiten an Bildschirmgeräten muss 
der Arbeitgeber außerdem eine Angebotsvor -
sorge anbieten – sprich eine arbeitsmedizi-
nische Vorsorge für bestimmte gefährdende 
Tätigkeiten nach der Verordnung zur arbeits -
medizinischen Vorsorge. ƒ Das gilt unabhängig 
davon, ob es sich um mobile Arbeit, Arbeit an 
Bildschirmarbeitsplätzen oder Telearbeitsplät -
ze handelt.

Wie kann der Betriebsrat strategische 
Rechte nutzen? 

Immer wenn es um die Planung von Arbeits-
verfahren und -abläufen oder von Arbeitsplät-
zen geht, muss der Arbeitgeber den Betriebsrat 
unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen 
unterrichten (§ 90 Abs. 1 BetrVG). Da das 
noch im Frühstadium der Gestaltung ist, sollte 
der Betriebsrat hier versuchen, Vorschläge zu 
erarbeiten und Bedenken zu äußern. Es kann 

4 BAG 11.1.2011 – 1 ABR 104/09; Kohte/Faber/Feldhoff, Handkom-
mentar: Gesamtes Arbeitsschutzrecht, Nomos, § 87 BetrVG 
Rdnr. 39.

5 Rundnagel, Die neue Arbeitsstättenverordnung, Gute Arbeit, 
12/2016, S. 26 ff. 

6 Hofer/Wurzberger, Neue Regeln anwenden, AiB 1/2017, S. 52 – 53.
7 BT-Ds. 400/14, Seite 83.
8 Kohte, Arbeitsschutz in der digitalen Welt, NZA 2015, S. 1421.
9 § 5 Abs. 1 der ArbMedVV iVm Anhang zur ArbMedVV Teil 4 (2). 

Eine spezielle Software 
ermöglicht es, dass 
Beschäftigte über das 
Netz verteilt an Projekten 
arbeiten können. Auch 
hier kann der Betriebsrat 
mitbestimmen.
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die Frage gestellt werden, welche Arbeitsplät-
ze potenziell »mobile« beziehungsweise Ho-
meo�ce-Arbeitsplätze sein können und mit 
welchem Anteil. Hierhin gehört ebenfalls die 
Frage, ob (das sollte zum Schutz der Beschäf -
tigten der Fall sein) noch feste Arbeitsplätze im 
Büro vorhanden bleiben. Ebenso mit Blick auf 
den Schutz der Beschäftigten sollte ihnen eine 
Rückkehrmöglichkeit gescha�en werden. 

Werden erst im Nachhinein Belastungen 
deutlich, kann der Betriebsrat angemessene 
Maßnahmen zur Abwendung, Milderung oder 
zum Ausgleich der Belastung verlangen (§ 91 
Satz 1 BetrVG) und gegebenenfalls über die Ei -
nigungsstelle durchsetzen. Schwierig an dieser 
Regelung ist allerdings die Vorgabe, dass diese 
Änderungen »gesicherten arbeitswissenschaft -
lichen Erkenntnissen über die menschenge-
rechte Gestaltung der Arbeit o�ensichtlich 

widersprechen« müssen. Nichtsdestotrotz ist 
das eine Regelung, die viel Potenzial bei der 
Argumentation für Betriebsräte bringen kann.

Sowohl die Gestattung als auch den Wi -
derruf von Homeo�ce im Einzelfall hat der 
Betriebsrat im Rahmen von § 99 BetrVG zu 
prüfen. Einer Beendigung von Homeo�ce 
durch den Arbeitgeber kann der Betriebsrat im 
Rahmen von § 99 Abs. 2 Nr. 3, Nr. 4 BetrVG 
als Versetzung seine Zustimmung verweigern, 
wenn damit zum Beispiel zusätzlich anfallen -
de Fahrzeiten oder eine umfassendere Einbin-
dung in die Arbeitsorganisation zusammen 
hängen.•„  �Y

Isabel Eder, Juristin und Expertin 
für betriebliche Mitbestimmung 
und betriebliche Datenschutz-
beauftragte der IG BCE. 

10 LAG Düsseldorf 10.9.2014 – 12 Sa 505/14; Heinlein, Kündigung 
alternierender häuslicher Telearbeit, AiB 4/2015, S. 61 – 62.
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Diese Regelungspunkte sind wichtig für  
eine Betriebsvereinbarung

 · Freiwilligkeit von Homeo�ce
 · Arbeitszeitumfang mit •exiblem Arbeitsort: 
etwa 20 Prozent der Arbeitszeit darf im 
Homeo�ce gearbeitet werden, anlassbezo-
gen (Handwerker, Kind krank, Kitastreik) oder 
idealerweise nach Belieben des Beschäftigten

 · Beibehaltung eines Büros im Betrieb 
 · Rückkehrrecht ins Büro im Betrieb
 · eventuell eine anfängliche Probephase 
 · Unterbrechung der Tätigkeit an Bildschirm-
geräten durch andere Tätigkeiten oder 
regelmäßige Erholzeiten

 · Ausstattung des Homeo�ce-Arbeitsplatzes: 
Grundsätzlich wie im Büro (Arbeitsstätten-
verordnung mit jetzt integrierter Bildschirm-
arbeitsverordnung)

 · Kostenregelung: Arbeitgeber trägt die Kos-
ten des Homeo�ce

 · Anpassung der Gefährdungsbeurteilung 
 · Kommunikationszeiten im Betrieb: Um eine 
Beteiligung von Homeo�ce-Beschäftigten 
zu gewährleisten, sollten Meetings oder an-
dere Tre�en auf bestimmte Tage und Zeiten 
beschränkt oder eine mobile Teilnahme-
möglichkeit vorgesehen werden

 · Anwendbarkeit der Arbeitsstättenverord-
nung über die enge De�nition von Telearbeit 
hinaus auch für andere Bereiche der Telear-
beit und des Homeo�ce

 · Begehungsrecht des Arbeitgebers nach An-
meldung und ausreichender Ankündigungs-
frist und nach Zustimmung auch im Beisein 
des Betriebsrats

 · Arbeitszeiterfassung im Homeo�ce
 · Versicherungsschutz: Einschränkung der Ar-
beitnehmerhaftung auf grobe Fahrlässigkeit 
und Vorsatz

 · bei einer Kündigungsmöglichkeit des 
Arbeitgebers sollte eine Ankündigungsfrist 
geregelt werden

 · vor Aufnahme der Tätigkeit: Spezielle Unter-
weisung zum Datenschutz und Datensicher-
heit zu Hause oder unterwegs

 · Angebots- beziehungsweise Wunschvor-
sorge- und Weiterbildungsangebote (zum 
Beispiel Zeitmanagement, Kollaborations-
möglichkeiten)

 · bei »Bring your own device« (BYOD): Rege-
lungen zur Trennung von dienstlichen und 
privaten Daten.
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